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Wir schauen auf die Stadtfinanzen!

Korneuburg ist eine lebenswer-
te Stadt. Damit das so bleibt, 
braucht es nicht nur schöne Wor-
te, sondern solide Finanzen. Ein 
Gemeindebudget ist kein Selbst-
bedienungsladen und kein par-
teipolitisches Wunschkonzert. Je-
der Euro, den die Stadt ausgibt, 
kommt letztlich von den Bürgern, 
von Betrieben, von Gebühren, Ab-
gaben und Steuern. Deshalb ist 
es unsere Aufgabe, genau hinzu-
sehen und dort einzugreifen, wo 
Prioritäten falsch gesetzt werden. 

Auf Dringlichkeitsantrag der FPÖ 
wird die Budgetplanung daher in 
eine klare Richtung überarbei-
tet: Die Pflichtaufgaben der Stadt 
müssen erfüllt werden, das Budget 
muss saniert werden und sämtli-
che freiwilligen Aufgaben sind kri-

tisch zu evaluieren. Es geht nicht 
darum, Leistungen für die Bevöl-
kerung leichtfertig zu streichen. Es 
geht darum, zu prüfen, welche Aus-
gaben notwendig, wirksam, leist-
bar und gerechtfertigt sind. Pflicht-
aufgaben wie Kinderbetreuung, 
Schulen, Infrastruktur, Feuerwehr, 
Wasser, Kanal, Straßenerhaltung 
und Sicherheit müssen Vorrang 
haben. Freiwillige Projekte müssen 
sich an der Realität der Stadtkas-
se messen lassen. Hier ist Stadtrat 
Mag. Ewald Ebner unser Garant 
für ein Budget mit Hausverstand!  

Eine besonders wichtige Rolle bei 
sauberen Finanzen übernimmt 
auch GR Margit Flandorfer. Sie 
nimmt gemeinsam mit dem durch 
sie geleiteten Prüfungsausschuss 
die Kontrolle der Finanzgebarung 

sehr ernst. Kontrolle ist keine 
Formsache. Kontrolle bedeutet, 
Belege zu prüfen, Abläufe zu hin-
terfragen, Kostenentwicklungen 
sichtbar zu machen und auf Trans-
parenz zu pochen. Gerade in Zeiten 
angespannter Budgets braucht es 
Gemeinderäte, die nicht einfach 
durchwinken, sondern die Inter-
essen der Steuerzahler vertreten. 

Unsere Linie ist klar: Korneuburg 
braucht Haushaltsdisziplin statt 
Schönreden. Wir stehen zu not-
wendigen Investitionen, aber wir 
verlangen Kostentransparenz, Pri-
oritätensetzung und eine ehrliche 
Sanierung des Budgets. Die FPÖ 
schaut auf das Geld der Bürger. 
Nicht irgendwann, sondern jetzt.

Pflichtaufgaben zuerst, Budget sanieren, freiwillige Ausgaben kritisch prüfen.

Mag. Ewald Ebner
Stadtrat

Margit Flandorfer
Gemeinderätin
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Die Arbeit im Gemeinderat 
besteht nicht nur aus Reden. Sie 
besteht aus Anträgen, Kontrolle, 
Nachfragen, Aktenstudium, 
Ausschussarbeit und der 
Bereitschaft, auch unbequeme 
Themen anzusprechen. 

Unsere Linie für 
Korneuburg
Kontrolle, Ordnung, Sicherheit
und Heimatbewusstsein

Solide Stadtfinanzen beginnen aber 
nicht erst bei großen Projekten. Sie 
beginnen im Alltag der Verwaltung. 
Offene Mieten aus gemeindeeige-
nen Mietverhältnissen und offene 
Gemeindeabgaben dürfen nicht 
nach Bauchgefühl, Zufall oder 
persönlicher Einschätzung behan-
delt werden. Gleiche Sachverhalte 
müssen gleich behandelt werden. 
Das ist eine Frage der Fairness, der 
Rechtssicherheit und des Respekts 
gegenüber allen Bürgern, die ihre 
Verpflichtungen korrekt erfüllen. 

Die FPÖ Korneuburg hat daher ei-
nen Dringlichkeitsantrag für ein 
einheitliches, schriftlich festge-
legtes und abstrakt-generelles 
Mahnwesen bei Miet- und Ab-
gabenrückständen eingebracht. 
Der Grundgedanke ist einfach: Es 
braucht klare Regeln im Vorhinein. 
Wer wann eine Zahlungserinne-
rung erhält, wann eine Mahnung 

erfolgt, welche Fristen gelten und 
welche Stelle zuständig ist, darf 
nicht von Einzelfall zu Einzelfall 
unterschiedlich sein. Das hilft auch 
den wirklich engagierten Mitar-
beiterinnen und Mitarbeitern in 
der Finanzverwaltung der Stadt, 
denen an dieser Stelle auch ein 
kräftiges Dankeschön gebührt. 

Ein geregeltes Mahnwesen schützt 
die Stadtgemeinde und es schützt 
auch die Betroffenen. Wer in 
Rückstand gerät, soll frühzeitig in-
formiert werden. So kann rechtzei-
tig reagiert werden, bevor Schul-
den unkontrolliert anwachsen 
und am Ende gerichtliche Schritte 
oder Vollstreckungsmaßnahmen 
notwendig werden. Wo gesetzlich 
oder vertraglich zulässig, müs-
sen Hinweise auf Kontaktauf-
nahme, Ratenvereinbarung oder 
Stundung klar und nachvollzieh-
bar erfolgen. Hilfe und Ordnung 
schließen einander nicht aus. 

Gleichzeitig verhindert ein objek-
tives System jeden Eindruck von 
Freunderlwirtschaft. Niemand 
darf bevorzugt werden, niemand 
darf härter behandelt werden, 
nur weil es gerade so passt. Ab-
weichungen vom allgemeinen 
Ablauf sollen nur aus sachlichen 
Gründen möglich sein, schrift-
lich begründet, dokumentiert und 
nachvollziehbar genehmigt. Ein 

Einheitliches Mahnwesen bei Miet- und Abgabenrückständen.

Ordnung in der Finanzverwaltung

Vier-Augen-Prinzip bei Abweichun-
gen ist daher kein Misstrauen ge-
genüber Mitarbeitern, sondern 
ein Schutz für alle Beteiligten. 
Unser Antrag verlangt außerdem 
regelmäßige Rückstandskont-
rollen, einheitliche Fristen und 
Mahnstufen, klare Kriterien für 
weitere Schritte sowie eine ano-
nymisierte Berichtspflicht an den 
zuständigen Ausschuss oder Ge-
meinderat. Damit entsteht ein 
transparentes Rückstandsmanage-
ment, das die Finanzgebarung der 
Stadt stärkt und zugleich sozia-
le Eskalationen vermeiden kann.  

Freiheitliche Politik heißt: klare 
Regeln, gleiche Maßstäbe und Ver-
antwortung gegenüber dem Ge-
meindevermögen. Die Stadt muss 
wirtschaftlich handeln, aber sie 
muss auch berechenbar handeln. 
Genau dafür steht unser Antrag. 
Alle Bürger müssen gleich behan-
delt werden! 

Margit Flandorfer
Gemeinderätin
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Klare Sprache statt Genderzwang
Amtsdeutsch ist kompliziert genug!

Eine Gemeindeverwaltung ist für 
die Bürger da. Ihre Schriftstücke 
müssen verständlich, einheitlich 
und rechtssicher sein. Gerade im 
Kontakt mit Behörden haben vie-
le Menschen ohnehin genug mit 
Formularen, Fristen, Abgaben, 
Bescheiden und Amtswegen zu 
tun. Deshalb ist für uns klar: Die 
Stadtgemeinde soll keine künstli-
chen Sonderzeichen verwenden, 
die Texte schwerer lesbar machen. 

Die FPÖ Korneuburg hat den An-
trag eingebracht, in allen gemein-
deamtlichen und öffentlichen 
Schriftstücken auf Genderstern, 
Gender-Gap, Gender-Doppelpunkt, 
Binnen-I und ähnliche Zeichen-
kombinationen zu verzichten. 
Diese Zeichen verbessern die Ver-
ständlichkeit nicht. Sie erschweren 
das Lesen, sie verkomplizieren die 
Sprache und sie führen zu unein-
heitlichen Schreibweisen. Die Ver-
waltung soll sich an klaren Regeln 
orientieren, nicht an ständig wech-
selnden sprachpolitischen Moden.
Das ist keine Nebensache. Verwal-
tungssprache entscheidet darü-
ber, ob Bürger verstehen, was die 

Gemeinde von ihnen will, welche 
Rechte sie haben und welche Pflich-
ten einzuhalten sind. Ein Schreiben 
über Gebühren, Kinderbetreuung, 
Bauverfahren oder Förderungen 
muss klar sein. Wer ein amtliches 
Schriftstück liest, soll nicht zu-
erst darüber stolpern, wie einzel-
ne Wörter ideologisch umgebaut 
wurden. Der Inhalt muss zählen. 

Unser Antrag folgt einem einfa-
chen Prinzip: verständlich vor be-
lehrend, einheitlich vor modisch, 
bürgernah vor ideologisch. Die 
Empfehlungen des Rates für deut-
sche Rechtschreibung und die Li-
nie der niederösterreichischen 
Landesverwaltung zeigen, dass 
klare, lesbare Amtskommunikati-
on möglich ist, ohne Sonderzei-
chen in jedes Wort einzubauen. 

Besonders wichtig ist uns auch der 
Respekt gegenüber älteren Men-
schen, Schülern, Vereinen, Unter-
nehmern und allen, die Deutsch 
nicht als Muttersprache gelernt 
haben. Gerade diese Gruppen 
brauchen einfache Sätze, klare 
Begriffe und verlässliche Formu-

lierungen. Eine Gemeinde soll nie-
manden sprachlich ausschließen, 
sondern verständlich informieren. 
Mit unserem Anliegen haben wir 
uns durchgesetzt, die Umsetzung 
wurde uns zugesagt und dafür 
bedanken wir uns auch bei Bür-
germeister Christian Gepp, der als 
Bürgermeister die internen Ange-
legenheiten der Stadtgemeinde 
regelt. So werden die klaren Re-
geln des schwarz/blau regierten 
Bundeslandes Niederösterreich 
auch in Korneuburg umgesetzt. 

Die FPÖ steht für eine Verwaltung, 
die sich nicht in Symboldebat-
ten verliert, sondern den Bürgern 
dient. Korneuburg braucht keine 
Genderexperimente im Amtsver-
kehr. Korneuburg braucht klare 
Worte, klare Regeln und klare Ver-
antwortung.

Johann Pirgmayer
Gemeinderat
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Sicherheit im öffentlichen Raum

Sicherheit ist eine Grundvoraus-
setzung für Lebensqualität. Wer 
sich am Bahnhof, in einer Unter-
führung, auf dem Heimweg, im Park 
oder auf einem Schulweg unsicher 
fühlt, nimmt die Stadt anders wahr. 
Für die FPÖ ist Sicherheit daher 
kein Randthema und keine Frage 
von parteipolitischer Kosmetik. Si-
cherheit ist eine Kernaufgabe, die 
ernst genommen werden muss. 

Im Gemeinderat wurde ein Dring-
lichkeitsantrag von NEOS, SPÖ, 
Grüne und FPÖ für ein Sicherheits-
audit im öffentlichen Raum aus 
Frauenperspektive eingebracht. Zur 
weiteren Beratung und Umsetzung 
wurde dieser Antrag an den Ver-
kehrsausschuss verwiesen. Die FPÖ 
hat dieses Anliegen mitgetragen, 
weil es um konkrete Verbesserun-
gen im Stadtgebiet geht. Entschei-
dend ist, dass aus einem Antrag 
keine reine Aktennotiz wird. Ein 
Sicherheitsaudit muss Schwach-
stellen sichtbar machen und an-
schließend zu Maßnahmen führen. 

Besonders wichtig sind Beleuch-
tung, Sichtverhältnisse, Weg-
führung, Pflegezustand, soziale 
Kontrolle und die Gestaltung von 
Angsträumen. Sicherheitsproble-
me entstehen nicht erst dann, 
wenn etwas passiert ist. Sie zeigen 
sich oft früher: Dunkle Ecken, ver-
wachsene Sichtachsen, schlecht 
einsehbare Wege, beschädigte 
Infrastruktur und Bereiche, die 
zu bestimmten Tageszeiten ge-
mieden werden. Eine Stadt, die 
solche Hinweise ernst nimmt, 
handelt verantwortungsvoll. 

Für uns ist klar: Sicherheit darf 
nicht nur am Papier stehen. Die 
Bürger erwarten, dass Hinweise 
aufgenommen, überprüft und ab-
gearbeitet werden. Für den von 
unserem Stadtrat Mag. Ewald Eb-
ner geführten Verkehrsausschuss 
wird es einen klaren Arbeitsplan 
geben: Bestandsaufnahme, Priori-
tätenliste, Kostenschätzung, Um-
setzungsschritte und regelmäßi-
ge Berichte an den Gemeinderat. 

Nur so entsteht aus einem guten 
Anliegen ein konkretes Ergebnis. 
Dabei geht es nicht um Panikma-
che. Es geht um nüchterne Ord-
nungspolitik. Eine gepflegte, gut 
beleuchtete und übersichtlich 
gestaltete Stadt ist sicherer. Wer 
Sicherheit ernst nimmt, schützt 
Kinder, Jugendliche, Pendler, äl-
tere Menschen und alle, die sich 
im öffentlichen Raum bewegen. 

Die FPÖ Korneuburg wird darauf 
achten, dass Sicherheitsanträge 
nicht versanden. Unser Maßstab ist 
einfach: Weniger Angsträume, bes-
sere Beleuchtung, mehr Ordnung 
und eine Stadt, in der man sich 
gerne und sicher bewegt.

Hinschauen, bevor etwas passiert.

Mag. Ewald Ebner
Stadtrat
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Rot-weiß-rot statt 
Regenbogen am Rathaus
Ein Erfolg der FPÖ: Keine politische Sonderbeflaggung der
Rathausfassade.

Das Rathaus ist das zentrale Amts-
gebäude der Stadtgemeinde Kor-
neuburg. Es gehört nicht einer Par-
tei, nicht einer Bewegung und nicht 
einer Kampagne. Es ist der Reprä-
sentationsort aller Korneuburger. 
Genau deshalb darf seine Fassade 
nicht politisch missbraucht werden. 

Die FPÖ Korneuburg hat sich seit 
Jahren klar gegen eine weltan-
schauliche Sonderbeflaggung 
des Rathauses ausgesprochen. 
Unser Standpunkt ist eindeu-

tig: Jeder Mensch ist mit Anstand, 
Respekt und Würde zu behan-
deln. Weltanschauung, Lebens-
führung oder sexuelle Orien-
tierung sollen Privatsache sein.  

In weltanschaulichen Fragen ist bei 
öffentlichen Gebäuden Zurückhal-
tung geboten. Die Beflaggung eines 
Rathauses ist kein beliebiger De-
korationsakt. Sie ist ein sichtbarer 
Ausdruck amtlicher Repräsentati-
on. Üblicherweise stehen dabei die 
Fahnen der Republik Österreich, 

des Landes Niederösterreich, der 
Stadtgemeinde Korneuburg und 
allenfalls gesetzlich oder protokol-
larisch vorgesehene Beflaggungen 
im Vordergrund. Diese Symbole 
verbinden, weil sie die Gemein-
schaft als Ganzes repräsentieren.

Die Regenbogenfahne wäre hinge-
gen eine bewusste Positionierung, 
die wir ablehnen. Wird ein solches 
Symbol am Rathaus zugelassen, 
entsteht sofort ein Präzedenzfall 
für weitere Forderungen anderer 
Gruppen, Initiativen und Kampa-
gnen. Eine Gemeinde kann aber 
nicht jede politische Botschaft an 
die Rathausfassade hängen. Sie hat 
neutral zu bleiben und alle Bürger 
gleichermaßen zu repräsentieren. 

Rot-Weiß-Rot statt Regenbogen am 
Rathaus ist ein Zeichen für staat-
liche und kommunale Neutralität. 
Die FPÖ ist Garant dafür, dass das 
Rathaus nicht zur Projektionsflä-
che politischer Kampagnen wird. 

LAbg. GR Mag. Hubert Keyl
Fraktionsobmann

LAbg. GR Mag. Hubert Keyl
Fraktionsobmann
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Mobilität entscheidet über Lebens-
qualität. Gerade im Weinviertel 
wissen die Menschen ganz genau, 
dass öffentlicher Verkehr im länd-
lichen Raum anders funktionieren 
muss als in Wien oder in anderen 
Ballungsräumen. Wer am Land lebt, 
braucht verlässliche Verbindungen 
für den Weg zur Arbeit, zur Schule, 
zum Arzt, zum Einkaufen und zu-
rück nach Hause. Gleichzeitig muss 
klar sein: Ein großer Linienbus ist 
nicht überall und zu jeder Tages-
zeit die richtige Antwort. Dort, wo 
viele Menschen unterwegs sind, 
braucht es starke Linien. Dort, wo 
die Nachfrage geringer ist, braucht 
es flexible Lösungen.

Genau hier setzt das neue Ver-
kehrsmodell „Weinviertel West“ an.

Unter der Verantwortung von Ver-
kehrslandesrat LH-Stellvertreter 
Udo Landbauer wird der öffentli-
che Verkehr im westlichen Wein-
viertel neu geordnet. Nicht ideo-

logisch, nicht abgehoben, sondern 
praktisch: Bahn, Regionalbusse 
und Anrufsammeltaxis werden zu 
einem integrierten Gesamtange-
bot verbunden. Das ist der richtige 
Weg für unsere Region.

Das sogenannte leopoldi-Prinzip 
der NÖVOG verbindet die Stärken 
des klassischen Linienverkehrs 
mit den Stärken flexibler Bedarfs-
verkehre. Die Bahnlinien und die 
LEOpoldi Regionalbusse bilden 
die starken Hauptachsen. Sie sind 
die Hauptschlagadern des öffentli-
chen Verkehrs und sollen dort fah-
ren, wo viele Fahrgäste unterwegs 
sind. Ergänzend dazu kommen die 
leoPOLDI Anrufsammeltaxis zum 
Einsatz. Sie kommen dort zum Ein-
satz, wo große Linienbusse wirt-
schaftlich und verkehrlich wenig 
sinnvoll sind – in der Fläche, auf 
Nebenstrecken und zu Zeiten ge-
ringerer Nachfrage.

Damit entsteht kein Flickwerk, son-
dern ein Gesamtmodell. Das ist 
der entscheidende Unterschied. 
Es geht nicht darum, hier ein paar 
Busse und dort ein paar Taxis ne-
beneinander fahren zu lassen. Es 
geht darum, die Angebote so auf-
einander abzustimmen, dass der 
Bürger verlässlich von A nach B 
kommt. Gerade Pendler, Schüler, 
Familien und Senioren brauchen 
keine politischen Schlagworte, 

sondern ein Angebot, das im Alltag 
funktioniert

Die Leistungsdaten zeigen, dass 
hier nicht klein gedacht wird. Das 
Pilotprojekt „Weinviertel West“ um-
fasst rund 70 Gemeinden mit etwa 
200.000 Einwohnern. Geplant sind 
rund 150 leopoldi Regionalbusse 
auf etwa 65 Linien. Diese werden 
pro Jahr rund 5,2 Millionen Kilome-
ter zurücklegen. Zusätzlich sollen 
rund 21 leopoldi Anrufsammelta-
xis Montag bis Samstag unterwegs 
sein. Bestellt werden können diese 
flexibel – telefonisch und über die 
poldi-App. Das Pilotprojekt wird 
für acht Jahre vergeben, mit der 
Möglichkeit einer Verlängerung auf 
zehn Jahre.

Das ist ein starkes Signal für das 
Weinviertel. Udo Landbauer zeigt 
damit, dass öffentlicher Verkehr 
im ländlichen Raum nicht an star-
ren Denkmustern scheitern darf. 
Der Verkehrslandesrat setzt auf 
Qualität, Verlässlichkeit und ei-
nen sinnvollen Einsatz von Steu-
ergeld. Genau das ist freiheitliche 
Verkehrspolitik: Das Angebot muss 
den Menschen dienen – nicht
irgendwelchen politischen Moden.

Besonders wichtig ist dabei die 
Rolle der NÖVOG. Seit Ende 2024 
hat die Niederösterreichische Ver-
kehrsorganisationsgesellschaft 

Udo Landbauer bringt Bus, Bahn und Anrufsammeltaxi 
in ein gemeinsames System 
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die Gesamtverantwortung für den 
öffentlichen Regionalbusverkehr 
übernommen – also für Busse und 
bedarfsgesteuerte Verkehre. Das 
ist ein wesentlicher Schritt, weil 
damit Planung, Abstimmung und 
Verbesserung aus einer Hand er-
folgen können. Buslinien müssen 
untereinander funktionieren. Bus 
und Bahn müssen besser aufei-
nander abgestimmt werden. Und 
flexible Angebote müssen dort 
eingesetzt werden, wo sie echten 
Nutzen bringen.

Udo Landbauer hat in dieser Frage 
klar gemacht, worum es geht: Öf-
fentlicher Verkehr muss pünktlich 
und verlässlich sein. Das klingt 
einfach, ist aber der Kern jeder 
vernünftigen Verkehrspolitik. Die 

Menschen brauchen keine schö-
nen Konzepte am Papier, sondern 
ein System, das sie in der Früh zur 
Arbeit bringt, am Nachmittag nach 
Hause, den Schüler in die Schule 
und den älteren Menschen zum 
Arzt.

Dass der Betriebsstart von „Wein-
viertel West“ nun für 2027 geplant 
ist, liegt nicht an politischer Untä-
tigkeit. Der Abschluss des Verga-
beprozesses hat sich wegen eines 
Rechtsmittels eines unterlegenen 
Bieters verzögert. Das ist in einem 
Rechtsstaat möglich und muss 
auch entsprechend abgewickelt 
werden. Wer daraus ein politisches 
Versagen des Landes konstruieren 
will, ignoriert entweder bewusst 
die Rechtslage oder versteht das 

Verfahren nicht. Ein Verkehrslan-
desrat kann ein Vergabeverfahren 
nicht einfach per Zuruf abdrehen 
oder einen Einspruch wegtelefo-
nieren. Das unterscheidet seriöse 
Regierungsarbeit von billiger Op-
positionsinszenierung.

Genau diese haltlose Inszenierung 
erleben wir derzeit leider von der 
SPÖ. Aus einer schwachen politi-
schen Position heraus wird ver-
sucht, die Verantwortung für das 
Auslaufen des Anrufsammeltaxis 
im Bezirk Korneuburg dem Land 
Niederösterreich umzuhängen.

Das ist falsch. Es ist eine tatsa-
chenwidrige Darstellung und eine 
Nebelgranate auf Kosten der Bür-
ger.
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Die Fakten sind klar: Das regionale 
Anrufsammeltaxi-System im Bezirk 
Korneuburg geht auf das Jahr 2015 
zurück. Damals startete das Vor-
gängermodell „Korneuburg ISTmo-
bil“ als regionales Zusatzangebot. 
Dieses Angebot war aber nie das 
Grundangebot des Landes Nieder-
österreich. Es wurde von der Re-
gion zusätzlich zum bestehenden 
Regionalbusangebot eingeführt. 

Genau deshalb war auch immer 
klar: Die Gemeinden bestellen, or-
ganisieren und tragen ihren Anteil. 
Das Land kann fördern – und das 
Land hat gefördert.

Auch für das Betriebsjahr 2026 
wurde die Landesförderung zuge-
sagt. Konkret geht es um 200.528 
Euro Landesförderung bei 469.800 
Euro Gesamtkosten. Das Land Nie-
derösterreich hat damit geliefert. 
Es hat seine Aufgabe als Förder-
geber erfüllt. Wer jetzt behauptet, 
das Land habe „abgedreht“, ver-
breitet eine Unwahrheit. Die Ein-
stellung von „Korneuburg mobil“ 
per 30. Juni 2026 beruht auf einer 

Entscheidung der beteiligten Ge-
meinden. Diese Gemeinden finan-
zieren und bestellen das System. 
Wenn sie die Verträge nicht weiter-
führen, dann ist das eine regionale 
Entscheidung. Und ja: 

Dazu gehören auch Gemeinden, in 
denen die SPÖ kommunalpoliti-
sche Verantwortung trägt oder mit-
verantwortlich ist. Gerade deshalb 
ist die rote Empörung besonders 
durchsichtig.

Dort, wo man selbst in den Ge-
meinden Verantwortung trägt, will 
man plötzlich nichts mehr davon 
wissen – und zeigt mit dem Finger 
auf das Land.

Dabei wäre der Weg klar gewesen. 
Bis zur Umsetzung von „Weinviertel 
West“ hätte die Region das beste-
hende Zusatzangebot weiterführen 
und für eine weitere Förderung 
beim Land ansuchen können.

Das Land steht weiterhin als Förd-
ergeber im Rahmen der geltenden 
Regeln zur Verfügung. Aber eines 

muss auch gesagt werden: Wer ein 
zusätzliches Angebot bestellt, muss 
auch bereit sein, den nach Abzug 
der Förderung verbleibenden An-
teil zu tragen. Verantwortung kann 
man nicht nur dann übernehmen, 
wenn sie politisch angenehm ist.

Mit dem Start von „Weinviertel 
West“ wird sich diese Struktur oh-
nehin grundlegend verbessern. 
Dann werden große Teile der be-
darfsgesteuerten Grundversorgung 
in das neue Landesgrundangebot 
integriert.

Für die Gemeinden bedeutet das: 
Künftig fällt für die ausgeschrie-
bene bedarfsgesteuerte Grund-
versorgung kein eigener Kosten-
beitrag mehr an. Gerade das zeigt, 
wie sinnvoll das neue Modell ist. Es 
nimmt nicht nur den Bürger ernst, 
sondern entlastet auch die kom-
munale Ebene.

Eine zentrale Rolle in dieser Ausei-
nandersetzung nimmt auch LAbg. 
Mag. Hubert Keyl ein. 

Als Verkehrssprecher der FPÖ Nie-
derösterreich, als Obmann des Ver-
kehrs-Ausschusses im NÖ Landtag 
und als Bezirksparteiobmann im 
Bezirk Korneuburg kennt er die 
Lage vor Ort und die Abläufe im 
Landtag. Er hat in der Debatte klar 
ausgesprochen, was Sache ist: Das 
Land liefert. Die Gemeinden haben 
eingestellt. Und die SPÖ versucht, 
mit einer armseligen Inszenierung 
von dieser Tatsache abzulenken.

© NÖVOG/Bollwein
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KORNEUBURG

Keyl steht dabei für eine Politik, die 
sich nicht von Schlagzeilen treiben 
lässt, sondern die Zuständigkeiten 
sauber benennt.

Gerade im Verkehr braucht es Sach-
lichkeit. Wer bestellt? Wer zahlt? 
Wer fördert? Wer entscheidet? Die-
se Fragen muss man beantworten, 

bevor man politische Vorwürfe er-
hebt. Genau das wurde im Land-
tag klargestellt. Die Freiheitlichen 
stehen zu einer funktionierenden 
Mobilität im Weinviertel.

Wir wissen: Das Auto bleibt im 
ländlichen Raum unverzichtbar. 
Aber dort, wo öffentlicher Verkehr 
sinnvoll ist, muss er auch verläss-
lich und sauber organisiert sein. 
Das neue Modell „Weinviertel West“ 
ist deshalb ein wichtiger Schritt. Es 
verbindet starke Linien mit flexib-
len Angeboten. Es berücksichtigt 
die Realität der Fläche.

Und es folgt einem einfachen 
Grundsatz: Öffentlicher Verkehr 
muss dem Bürger nützen. Wäh-
rend andere Parteien versuchen, 
aus Verzögerungen im Vergabe-

verfahren oder aus kommunalen 
Entscheidungen parteipolitisches 
Kleingeld zu schlagen, arbeitet Udo 
Landbauer an einer strukturellen 
Verbesserung des öffentlichen 
Verkehrs in Niederösterreich. Das 
ist der Unterschied zwischen Ver-
antwortung und Theater.

Für das Weinviertel bedeutet 
„Weinviertel West“ eine echte 
Chance: mehr Ordnung im System, 
bessere Abstimmung von Bus und 
Bahn, flexible Ergänzung durch An-
rufsammeltaxis und ein Angebot, 
das auf die Bedürfnisse der Men-
schen im ländlichen Raum zuge-
schnitten ist.

Genau diesen Weg werden wir 
Freiheitliche weiter unterstützen.

LAbg. GR Mag. Hubert Keyl
Fraktionsobmann
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Feierliche Taufe des neuen FPÖ-Bezirksweins 
auf Burg Kreuzenstein

Am 15. Juni fand in der Tavernen-
wirtschaft der Burg Kreuzenstein 
die feierliche Taufe des neuen 
FPÖ-Bezirksweins des Bezirks Kor-
neuburg statt. Bei angenehmem 
Wetter und im Beisein zahlreicher 
Gäste führte Bezirksobmann LAbg. 
Mag. Hubert Keyl durch das Pro-
gramm.

In diesem Jahr kommt der Bezirks-
wein aus Oberrußbach und steht 
damit ganz im Zeichen der regio-
nalen Weinbaukultur. Der Winzer 
darf sich über diese besondere 
Auszeichnung freuen und mit sei-
nem Qualitätswein den Namen 
Oberrußbach über die Gemeinde-
grenzen hinaus vertreten.

Als Weinpate konnte LH-Stellver-
treter Udo Landbauer gewonnen 
werden, der damit seine Verbun-
denheit zur Region und zur heimi-
schen Weinbaukultur unterstrich. 

Die feierliche Weintaufe nahm 
Pfarrvikar Andreas Guganeder vor. 
Für den besonderen Auftritt des 
Bezirksweins sorgt das von Künst-
ler Odin Wiesinger gestaltete Eti-
kett mit einem Motiv der Burg 
Kreuzenstein.

Nach der Weintaufe nahm Burgherr 
Hans Christian Wilczek die Gäs-
te mit auf einen Rundgang durch 
die Burg und gab dabei interes-
sante Einblicke in ihre Geschichte 
und Besonderheiten. Musikalisch 
begleitet wurde die Veranstaltung 
von der Blaskapelle Langenzers-
dorf, die für eine stimmungsvolle 
Umrahmung sorgte.

Rückblickend war die Weintaufe 
eine feierliche und zugleich ge-
mütliche Veranstaltung, die bei 
den zahlreichen Gästen großen An-
klang fand. Der neue Bezirkswein 
aus Oberrußbach verbindet regio-
nale Qualität mit der Verbunden-
heit zur Weinbaukultur des Bezirks 
Korneuburg.


